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Zusammenfassung 

 

Im Rahmen des Investitionsgesetzes Kohleregio-

nen (InvKG) wurden bislang 29 Schienenprojekte 
mit einem Volumen von rund sieben Milliarden 

Euro bestätigt. Sie binden mehr als ein Viertel der 

für die Reviere vorgesehenen Bundesmittel (insge-
samt 26 Milliarden Euro).  

Der Schienenausbau wird dabei ausdrücklich als 

Strukturförderung verstanden. Deshalb wurde für 
die Projekte auf die sonst übliche Nutzen-Kosten-

Bewertung verzichtet, um den Strukturwandel in 

den Kohleregionen gezielt zu unterstützen.  

Angesichts steigender Kosten und langer Planungs-
zeiten fordern zahlreiche Akteure verbindliche  

Finanzierungsvereinbarungen zwischen Bund und 

Ländern. Zeit gilt dabei als größter Kostentreiber. 

Während bislang erst ein sehr geringer Teil der Mittel 

abgeflossen ist, müssen die Vorhaben bis zum Koh-

leausstieg im Jahr 2038 fertiggestellt sein.  
Für den Erfolg der Vorhaben sind neben beschleu-

nigten Verfahren insbesondere Planungssicherheit, 

die Berücksichtigung regionaler Entwicklungspfade 

sowie eine transparente Kommunikation vor Ort 
entscheidend, damit das Vertrauen in den Struktur-

wandel nicht verloren geht. 

 

  

 

QR-Code zum Mitschnitt der Online- Diskussion: 

„Milliarden in Mobilität: Gelingt der Schienenausbau 
in den Revieren bis zum Kohleausstieg?“ 
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Einleitung 

 
Über 7 Milliarden Euro sind im Zuge des Strukturwandels für den Ausbau und die Modernisierung der 

Verkehrsinfrastruktur in den Kohlerevieren vorgesehen.  

Ein wichtiges und lange erwartetes Signal für die strukturschwachen Regionen.  
Zugleich ein Versprechen, das über sieben Jahre nach dem Kohlekompromiss unter wachsendem Druck 

steht: Von den 29 beschlossenen Schienenprojekten steckt der Großteil noch in frühen Planungsphasen. Die 

Skepsis in den Revieren wächst: Müssen Projekte (neu) priorisiert werden? Was ist angesichts der begrenzten 

Zeit tatsächlich machbar? Welche Entscheidungen müssen jetzt getroffen werden – und reichen die einge-

setzten Mittel aus?  

Mit dem Ziel zum Stand dieser Schienenprojekte, den Zukunftsaussichten für die Reviere sowie Vorschlägen 

und Handlungsoptionen zur beschleunigten Umsetzung ins Gespräch zu kommen, haben Expert*innen aus 
Politik, Forschung, Gewerkschaft und der Deutschen Bahn AG mit rund 90 Teilnehmenden gemeinsam über 

Lösungen für eine schnellere Umsetzung dieser wichtigen Infrastrukturmaßnahmen diskutiert. 

Im Folgenden werden zentrale Erkenntnisse und Kernbotschaften erklärt, vertieft und eingeordnet.  
 

 

Schiene ist Strukturförderung 

 
Im Lausitzer Revier sind 15 Schieneninfrastrukturmaßnahmen mit einem Volumen von insgesamt 3,6 Mil-

liarden Euro bestätigt. Allein für den Ausbau der Bahnstrecke Berlin – Cottbus – Weißwasser – Görlitz (per-

spektivisch bis nach Breslau) sind rund 1,6 Milliarden Euro vorgesehen. Mit diesem Fördervolumen ist der 
Ausbau des Bahnkorridors durch die Lausitz die umfangreichste Einzelmaßnahme auf der Schiene im Rah-

men des Investitionsgesetzes Kohleregionen (InvKG).  

 
Für das Rheinische Revier sind vier Schienenprojekte mit rund 2,3 Milliarden Euro veranschlagt. Neben der 

Ausbaustrecke Aachen – Köln bildet das S-Bahn-Netz im Rheinischen Revier einen Schwerpunkt der Investi-

tionen. Insbesondere die bessere Anbindung der Kommunen zwischen Düsseldorf, Neuss, Grevenbroich und 

Bedburg soll das Nahverkehrsangebot deutlich verbessern. 
 

Im Mitteldeutschen Revier sind 10 Schienenverkehrsprojekte mit einem Volumen von rund einer Milliarde 

Euro hinterlegt. Darunter fällt die S-Bahnverbindung von Leipzig – Pegau – Zeitz bis nach Gera. Genauso wie 
der Ausbau der Strecke Leipzig – Chemnitz, um damit die zwei Ballungsräume Halle (Saale) – Leipzig und 

Chemnitz – Zwickau besser miteinander zu verbinden. Der Neubau des Bahnhofsgebäudes in Bitterfeld wurde 

im Juli 2025 eröffnet und ist eines der ersten fertiggestellten Schienenvorhaben, das aus den Strukturmitteln 
finanziert wurde.  

 

Der Ausbau von Bundesschienenwegen erfolgt typischerweise auf Grundlage einer gesamtwirtschaftlichen 

Bewertung im Bundesverkehrswegeplan. Vorhaben mit positivem Ergebnis werden in den vom Bundestag 
beschlossenen gesetzlichen Bedarfsplan aufgenommen und anschließend entsprechend ihrer Priorität ge-

plant und umgesetzt.1 

 

 
1 vgl. Bundesministerium für Verkehr: Neu- und Ausbau von Infrastruktur (Stand: 21.04.2026). URL: 

https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/E/schiene-neubau-ausbau-erhalt/neubau-ausbau-infrastruktur-bedarfsplan.html). 

 

https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/E/schiene-neubau-ausbau-erhalt/neubau-ausbau-infrastruktur-bedarfsplan.html
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Mit der Notwendigkeit einer für positiv bewerteten Nutzen-Kosten-Untersuchung wurde erstmals und 

bewusst für die insgesamt 38 Schienenprojekte,2 die im Investitionsgesetz Kohleregionen festgeschrie-
ben sind, gebrochen. Diese Entscheidung ist ein Novum in der Planung von Verkehrsinfrastruktur in Deutsch-

land. Für den zusätzlichen Aus- und Neubau von Bahnstrecken in den Revieren stellt der Bund die Mittel be-

reit und investiert in eine proaktive Strukturförderung. Von den insgesamt 26 Milliarden Euro, die über den 
Bund in die Reviere fließen, wird der Ausbau der Schiene zur Priorität und bindet über ein Viertel der verfüg-

baren Bundesmittel.  

 

Bislang sind 29 Schienenprojekte mit einem Gesamtvolumen von rund sieben Milliarden Euro aus dem 

InvKG bestätigt. Zuerst müssen die Bundesländer ihre Verkehrsinfrastrukturprojekte priorisieren, die sie dann 

im sogenannten Bund-Länder-Koordinierungsgremium (BLKG)3 zur Abstimmung stellen. Bund und Länder 

beschließen die Maßnahmen und legen einen konkreten Kostenrahmen fest, erst danach wird die Deutsche 
Bahn AG beauftragt mit den Planungen zu beginnen. 

Viele dieser Projekte befinden sich noch in sehr frühen Planungsphasen. Prognosen zur Fertigstellung werden 

in diesem frühen Stadium noch nicht verkündet. Das Gesetz schreibt vor, dass die Projekte in den nächsten 
12 Jahren bis zum Kohleausstieg im Jahr 2038 fertiggestellt sein müssen.4 

Vor dem Hintergrund, dass viele Projekte noch am Anfang der Planung stehen, stellt sich zwangsläufig die 

Frage wie viele der Projekte in diesem Zeitraum realisiert werden können. 

 
 
Planungssicherheit für die Schiene 

 
Feststeht bereits, dass aus den Bundesmitteln nicht alle gesetzlich festgelegten Schieneninfrastruktur-

projekte des InvKG finanziert werden können. Für die 29 gebilligten Schieneninfrastrukturprojekte sind Fi-

nanzpuffer kalkuliert, doch werden diese nicht – die zum Teil erheblichen – Preissteigerungen durch Baukos-
ten, verschärfte Auflagen, Inflation und weitere (unvorhersehbare) Ausgaben ausgleichen können.  

 

„Deshalb kann zum jetzigen Zeitpunkt eine Repriorisierung nicht ausgeschlossen werden. Der Bund muss und 

wird deswegen gemeinsam mit den Ländern eine Lösung finden“ – Christian Hirte, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für Verkehr.  

 

Bleibt das Budget gleich und steigen die Kosten, dann stellt das eine Kürzung der Mittel dar mit letztlich we-
niger Schienenkilometern, die gebaut werden können. Projekte drohten gestoppt oder nur in einem reduzier-

ten Umfang umgesetzt zu werden. Dies wäre ein fatales Signal – zumal mit der Entscheidung für die Aufnahme 

 
2 vgl. Investitionsgesetz Kohleregionen (InvKG), Kapitel 4 § 21 Zusätzliche Investitionen in die Bundesschienenwege und Anlage 4 Verkehrsvorha-

ben nach den §§ 20 und 21; Abschnitt 2 Ausbau von Schieneninfrastruktur § 21. URL: https://www.gesetze-im-inter-

net.de/invkg/BJNR179510020.html.  
3 Das Bund-Länder-Koordinierungsgremium (BLKG) ist mit Erlass des InvKG eingesetzt worden, um den Projektfluss und die Umsetzung der Maß-

nahmen entsprechend den Förderzielen sicherzustellen. Das Gremium ist aus Vertreter*innen des Bundes und der Bundesländer Brandenburgs, 

des Freistaats Sachsens, Nordrhein-Westfalens und Sachsen-Anhalts zusammengesetzt. Jedes Land hat eine Stimme. Beschlüsse werden mit 

Stimmen des Bundes und mindestens der Hälfte der Stimmen der Länder gefasst. Vgl. Investitionsgesetz Kohleregionen (InvKG) Kapitel 5 § 25 

Bund-Länder-Koordinierungsgremium. URL: https://www.gesetze-im-internet.de/invkg/BJNR179510020.html 

 
4 Mit Beschluss der Bund – Länder - Vereinbarung vom 05.11.2024 zur Durchführung des InvKG wurde nach Inkrafttreten des Gesetzes eine Anpas-

sung vorgenommen, demnach können bereits bewilligte Projekte auch über das Jahr 2038 hinaus bis zu ihrem Abschluss, längstens jedoch bis 

2041 finanziert werden. 

Vgl.: Bund-Länder-Vereinbarung zur Durchsetzung des Investitionsgesetzes Kohleregionen (InvKG), 18.11.2024. URL: https://www.bun-

deswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/B/bund-laender-vereinbarung-invkg.html.  

https://www.gesetze-im-internet.de/invkg/BJNR179510020.html
https://www.gesetze-im-internet.de/invkg/BJNR179510020.html
https://www.gesetze-im-internet.de/invkg/BJNR179510020.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/B/bund-laender-vereinbarung-invkg.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/B/bund-laender-vereinbarung-invkg.html
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der Schienenprojekte in das Investitionsgesetz Kohleregionen ein Paradigmenwechsel stattfand. Ohne die 

Gesetzgebung hätten die 29 bereits gebilligten Schienenprojekte keine oder nur geringe Chancen auf Umset-
zung im Bundesverkehrswegeplan gehabt. Und das obwohl alle beteiligten Akteure übereinstimmend jedes 

einzelne dieser Schieneninfrastrukturprojekte sowohl aus verkehrsplanerischer als auch strukturpolitischer 

Bewertung für sinnvoll und notwendig erachten.  
 

Die vom Kohleausstieg betroffenen Bundesländer haben in ihren sogenannten Leitbildern alle das Ziel for-

muliert sich hin zu Modellregionen für eine klimaneutrale Wirtschaft zu entwickeln.5 

Der Ausbau der Schiene als verlässliche Alternative zur Straße trägt dieser Zielsetzung Rechnung. Dass über 

ein Viertel der Bundesmittel im InvKG in den Aus- und Neubau der Schiene in den Revieren investiert werden, 

setzt die richtigen Akzente.  

Für Matthias Pippert von der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG), bleibt vor dem Hintergrund speku-
lativ was unter einer Repriorisierung zu verstehen ist. Sofern damit lediglich technische Änderungen gemeint 

sind, indem Projekte beispielsweise vorgezogen werden, die am weitesten fortgeschritten sind, werden die 

Debatten anders geführt, als schlimmstenfalls bereits gebilligte Projekte zurückzuziehen. Dies würde nicht 
nur den Konkurrenzdruck unter den Ländern deutlich verschärfen, sondern vor allem das Versprechen des 

Kohlekompromisses in Frage stellen. 

Deshalb fordert nicht nur die EVG, dass verbindliche Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern zur Absi-

cherung des Finanzierungsrahmens aller Schienenprojekte getroffen werden – unter Inkaufnahme, dass ein-
zelne Projekte mit Verzögerung und auch erst nach 2038 fertiggestellt werden.  

 

Bedenken gibt es bezüglich einer Novellierung des Investitionsgesetzes Kohleregionen. Stattdessen sollte 
eine spezifische Vereinbarung zur Absicherung der Schieneninfrastrukturmaßnahmen zwischen Bund und 

den Ländern bevorzugt werden. Dr. Stephan Meyer, Landrat des Landkreises Görlitz, sieht ansonsten die Ge-

fahr, dass im Falle einer Gesetzesänderung für die Schienenprojekte weitere Anpassungen und Änderungen 
vorgenommen werden würden, die sich am Ende zum Nachteil für die Reviere entwickeln könnten. Er spricht 

sich für eine entsprechende Regelung zwischen Bund und Ländern aus.  

 

Ohne Planungssicherheit für Bauunternehmen und Planungsbüros bleiben notwendige Investitionsentschei-
dungen aus. Es fehle dann an Personal und Gerät, wenn Unternehmen sich nicht darauf verlassen können, 

dass sich ihre Investitionen auch noch in 5 oder 10 Jahren auszahlen, beschreibt Matthias Pippert.  

Darüber hinaus liegen für die EVG die strukturellen Ursachen für dieses Dilemma in einer unklaren und unzu-
verlässigen Finanzierung der Schiene. Der Investitionsstau auf der Schiene ist deutschlandweit sichtbar. Die 

EVG fordert deshalb einen mehrjährigen Finanzierungsrahmen, anstatt der jährlichen Zuteilung von Budgets 

für den Schienenausbau über den Bundeshaushalt. Zeithorizonte von 5 - 6 Jahren würden dafür sorgen, dass 
mehr Kapazitäten in der Bauindustrie, bei Planungsbüros und im Eisenbahn-Bundesamt aufgebaut werden 

könnten. Beispiele, wie eine verlässliche Finanzierung der Schiene ermöglicht werden kann, seien schließlich 

in Österreich und der Schweiz zu finden, so Pippert.  

 
Bundesweit müssen Strukturen geschaffen werden, damit für den Neu- und Ausbau von Verkehrsinfrastruktur 

ausreichend Kapazitäten und Personal vorhanden sind.  

Fehlt es an Ressourcen und kommen deshalb Planung und Bau ins Stocken bedarf es weiterer Maßnahmen, 

um die Fertigstellung der beschlossenen Schienenprojekte abzusichern. 

 
5 Vgl. Investitionsgesetz Kohleregionen. Anlagen 1-3, Leitbilder zum Lausitzer, Mitteldeutschen und Rheinischen Revier. URL: https://t1p.de/o654s 

(zuletzt eingesehen: 15.07.2026).  

https://t1p.de/o654s
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Zeit ist Geld 

 
Der Faktor Zeit gilt als größter Kostentreiber von Verkehrsprojekten. Bislang sind deutlich weniger als drei 

Prozent des Budgets in den Schienenausbau der Reviere abgeflossen.6 

Der geringe Mittelabfluss lässt sich auch darauf zurückführen, dass ein Großteil der Maßnahmen noch am 
Anfang ihrer Planungen stehen.  

Anders sieht es hingegen bei den fünf Straßenbauprojekten mit einem Fördervolumen von insgesamt 680 

Millionen aus, die ebenfalls aus Mitteln des InvKG finanziert werden. Im Vergleich zur Schiene sind diese Stra-

ßenbauprojekte weit fortgeschritten und werden bis 2038 vollständig fertiggestellt sein.7 
 

Bis zur Fertigstellung müssen Verkehrsprojekte auf der Schiene mehrere Planungsschritte erfüllen, die in so-
genannte Leistungsphasen (LPH) unterteilt sind. Ein Meilenstein stellt dabei der Planfeststellungsbeschluss 

dar, der vom Eisenbahn-Bundesamt (EBA) als zuständige Behörde für Bundesschienenwege erteilt wird.  

Ein Großteil der Schienenbauprojekte im InvKG befindet sich derzeit noch in den Leistungsphasen 1 und 2 
und steht damit ganz am Anfang eines oft mehrjährigen Prozesses.  

Jedoch gab es in der Vergangenheit für einige Strecken Vorplanungen auf deren Ergebnissen aufgebaut und 

somit der weitere Planungsprozess für diese Strecken beschleunigt werden kann. 
 

Mit dem Genehmigungsbeschleunigungsgesetz8 wurde im Dezember 2023 festgelegt, dass auch die Straßen-

bau- und Bundesschienenprojekte des Investitionsgesetzes Kohleregionen im überragenden öffentlichen In-

teresse liegen. Für die unter das Gesetz fallenden Verkehrsprojekte gilt der Sofortvollzug (§ 23 InvKG).  
Dadurch können Projekte grundsätzlich auch während laufender Gerichtsverfahren weiterverfolgt werden, 

sofern kein gerichtlicher Baustopp angeordnet wird. Indem die Maßnahmen als vorrangig eingestuft werden, 

werden Genehmigungs- und Gerichtsverfahren beschleunigt sowie die Digitalisierung von Planfeststellungs-
verfahren weiter vorangetrieben.9  

 

Das Infrastruktur-Zukunftsgesetz baut auf diesen gesetzlichen Regelungen auf und erweitert die Möglichkeiten 
zur beschleunigten Planung und Genehmigung von Infrastrukturvorhaben. Es stuft insbesondere Verkehrs- 

und Energieinfrastrukturmaßnahmen als im überragenden öffentlichen Interesse liegend ein und erklärt sie 

zusätzlich für sicherheitspolitisch relevant. Mit der Einordnung sollen Planungs- und Genehmigungsverfah-

ren weiter verkürzt werden, indem beispielsweise Doppelprüfungen vermieden werden. Das Gesetz wurde 

Ende Juni 2026 vom Bundestag verabschiedet. Der Bundesrat hat ihm in seiner Sitzung vom 10. Juli 2026 

zugestimmt.  

Anlass für die Neuregelungen ist insbesondere das Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität in 
Höhe von 500 Milliarden Euro, das zusätzliche Investitionen in die öffentliche Infrastruktur ermöglicht.10 

 

 
6 Die Bundesregierung, 2025: Bericht Bundesregierung zum Umsetzungsstand des Investitionsgesetzes Kohleregionen 2025. S. 25. URL: 

https://t1p.de/jj165.  

 
7 Deutscher Bundestag, 2026: Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage Bündnis 90/Die Grünen. Umsetzungsstand der Verkehrsprojekte 

im Rahmen des Investitionsgesetzes Kohleregionen. Drucksache 21/3895.S. 2. URL: https://t1p.de/eizvs.  
8 Das Genehmigungsbeschleunigungsgesetz (Gesetz zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich und zur Umsetzung der 

Richtlinie (EU) 2021/1187 über die Straffung von Maßnahmen zur rascheren Verwirklichung des transeuropäischen Verkehrsnetzes), ist am 

29.12.2023 in Kraft getreten. URL: https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/409/VO. 
9 vgl. Bundesverkehrsministerium, 23.09.2024: Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung. URL: 

https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/planungs-und-genehmigungsbeschleunigung.html.  
10 vgl: https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/26/1067/1067-pk.html#top-5 (Stand: 10.07.2026). 

https://www.eba.bund.de/DE/Themen/Planfeststellung/planfeststellung_node.html
https://t1p.de/jj165
https://t1p.de/eizvs
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/409/VO
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/planungs-und-genehmigungsbeschleunigung.html
https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/26/1067/1067-pk.html#top-5
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Auch für die im InvKG enthaltenen Schienenprojekte soll das Gesetz die rechtlichen Rahmenbedingungen für 

eine schnellere Umsetzung schaffen. Die EVG bewertet das Gesetz kritisch und genauso steht es von Seiten 
der Natur- und Umweltschutzverbände in der Kritik. Diese sehen insbesondere die Gefahr, dass die ange-

strebte Verfahrensbeschleunigung zulasten von Beteiligungs- und Mitwirkungsrechten geht. Zudem wird die 

stärkere Gewichtung von grauer Infrastruktur gegenüber Umwelt- und Naturschutzbelangen von Umwelt- 
und Naturschutzverbänden kritisiert. 

 

Zur Beschleunigung von Verkehrsprojekten existierten bereits viele weitere Vorschläge zur Planungsvereinfa-

chung. So sei mit dem Bürokratieabbaupaket Schiene ein Maßnahmenkatalog aus der planerischen Praxis 

entwickelt worden – mit dem Ziel Planungsverfahren spürbar zu vereinfachen, legt Pippert dar.  

Es wurde im Zusammenschluss von unter anderem Planungsbüros, Bauindustrie, der DB und unter Beteili-

gung der Allianz Pro Schiene im Oktober 2025 veröffentlicht.11 
Ergänzend nennt Pippert zwei weitere Empfehlungen, die zu einer sinnvollen Planungsvereinfachungen bei-

tragen würden:  

 

• Zum einen die Elektrifizierung von Bahnstrecken als Standard zu etablieren (wo immer möglich), um 
sowohl verkehrs- als auch klimapolitische Vorgaben gleichermaßen zu erfüllen.  

• Ein weiterer Hebel liege in der Reaktivierung von stillgelegten Gleisen und Bahnstrecken, da Planfest-

stellungsverfahren nicht erneut durchlaufen werden müssten und schlussendlich Prozesse beschleu-
nigen würde, erklärt Pippert.  

Seit Inkrafttreten des Investitionsgesetzes Kohleregionen im August 2020 hat der Gesetzgeber verschiedene 

rechtliche Änderungen beschlossen, die zu einer Straffung der Planungs- und Genehmigungsverfahren bei-
tragen sollen. Zuletzt erfolgte dies mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz, zuvor bereits mit dem Genehmi-

gungsbeschleunigungsgesetz. 

Nichtsdestotrotz bleiben die Ausbauziele mit Blick auf das begrenzte Zeitfenster bis 2038 ambitioniert. 
Inwieweit sich die beschleunigten Planungs- und Genehmigungsverfahren tatsächlich auf eine schnellere 

Umsetzung der Schienenprojekte in den Revieren auswirken, wird sich erst in den kommenden Jahren zeigen. 

Neben Genehmigungsverfahren bleiben die Umsetzungsgeschwindigkeit und der Mittelabfluss weiterhin 
auch von Planungs- und Baukapazitäten, der Dauer von Vergabeverfahren sowie der Verfügbarkeit von qua-

lifizierten Fachpersonal abhängig. 

 

 
Pfadabhängigkeit regionaler Entwicklung 

 

Pfadabhängigkeit in der Regionalentwicklung beschreibt, dass frühere Entscheidungen, Investitionen und Er-
fahrungen die heutigen Entwicklungsmöglichkeiten einer Region maßgeblich prägen. Für die Braunkohlere-

viere im Strukturwandel zeigt sich in ihren jeweiligen Zukunftsstrategien (Leitbilder), dass sie auch nach dem 

Ausstieg aus der Kohleverstromung Energieregionen bleiben wollen. Mit den bereitgestellten Strukturmitteln 
verfolgen sie das Ziel, ihre bestehende energiebezogene Kompetenz zu nutzen und zugleich den Wandel hin 

zu klimaneutralen Modellregionen zu gestalten.12 

Die Verkehrsinfrastruktur mit einem gut ausgebauten Schienennetz für den Personen- und Güterverkehr ist 

für Regionen im Strukturwandel ein entscheidender Standortfaktor. 
 

11 https://www.vbi.de/aktuelles/news/burokratieabbau-fur-die-schiene-schneller-effizienter-zukunftsfahig/ (Stand: 10.07.026). 
12 Vgl. Investitionsgesetz Kohleregionen. Anlagen 1-3, Leitbilder zum Lausitzer, Mitteldeutschen und Rheinischen Revier. URL: https://t1p.de/o654s 

(zuletzt eingesehen: 15.07.2026).  

https://www.vbi.de/aktuelles/news/burokratieabbau-fur-die-schiene-schneller-effizienter-zukunftsfahig/
https://t1p.de/o654s
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Sowohl für einzelne Unternehmen als auch für die Ansiedlung neuer Wirtschaftscluster stellt die Erreichbar-

keit der Standorte sowie die Anbindung an neue Gewerbeflächen ein wichtiges Entscheidungskriterium ihrer 
Standortauswahl dar. Dieser Faktor entscheidend mit, ob in den Regionen investiert wird.  

Regionen mit einer guten Bahnanbindung werden insbesondere von jüngeren Beschäftigten, Personen mit 

hohen Einkommen und Akademiker*innen als messbar attraktiver wahrgenommen, erklärt Stefanie Gäbler 
vom Deutschen Zentrum für Schienenverkehrsforschung beim Eisenbahn-Bundesamt.  

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels gilt es umso mehr Fachkräfte in den Regionen zu halten. 

Schließlich weiten sich auch regionale Arbeitsmärkte mit einem guten Verkehrsangebot und einer zuverläs-

sigen Taktung räumlich aus. Pendeln innerhalb der Regionen wird attraktiver und nicht zuletzt steigert eine 

gute Verkehrsanbindung die Lebensqualität vor Ort. Die Identifikation der Menschen mit ihren Regionen er-

höht sich nachweislich.  

Jedoch stehen Schienenprojekte vor der Herausforderung, dass bis zur Inbetriebnahme mehrere Jahre oder 
gar Jahrzehnte vergehen. Deshalb gelte es Pfadabhängigkeiten in der strategischen Planung stärker zu 

berücksichtigen, betont Gäbler.  

Sie rät dazu den Prozess bis zur Fertigstellung umfangreicher und oftmals langwieriger Schienenprojekte 
durch kleinere Maßnahmen mit kürzeren Planungs- und Bauzeiten gezielt zu flankieren. Spürbare Effekte für 

die Regionen stellten sich schneller ein und können somit die Wahrnehmung von Großvorhaben im Vorfeld 

positiv beeinflussen, führt sie fort.  

Es signalisiere, dass sich die Regionen sichtbar weiterentwickeln, und kann Entscheidungen unterstützen, 
dass Menschen in ihren Regionen bleiben, statt wegzuziehen. Eine Fachkraft, die einmal die Region verlassen 

hat, ist schwerer zurückzugewinnen als sie mit einer guten Anbindung in ihrer Region zu halten, beschreibt 

Stefanie Gäbler. 
Am Beispiel der Lausitz wird deutlich, welche Zukunftsaussichten durch eine verbesserte und modernisierte 

Infrastruktur langfristig eröffnet werden. Mit der größten Einzelmaßnahme auf der Schiene im Rahmen der 

Strukturförderung ist der Ausbau der Strecke Berlin – Cottbus – Weißwasser – Görlitz nicht nur ein bundes-
länderübergreifendes Projekt zwischen Brandenburg und Sachsen, sondern auch von europäischer Trag-

weite. Mit der Perspektive die Verbindungen über Görlitz bis nach Breslau auszubauen und zu elektrifizieren, 

kann der Korridor mit einer modernisierten Schieneninfrastruktur die Anbindung nach Mittel- und Osteuropa 

spürbar verbessern. Auf polnischer Seite ist die Elektrifizierung bis zur Grenze nach Deutschland bereits ab-
geschlossen. 

Derzeit erkennen die Akteure vor Ort in den transnationalen Bestrebungen noch zu wenig Dynamik. Die Zu-

kunftsvision durch einen europäischen Bahnkorridor, der sich von Berlin über Cottbus und Görlitz bis nach 
Polen und Tschechien auf der Schiene erstreckt, ist mit vielversprechenden Erwartungen verbunden – mit 

dem Ziel die wirtschaftliche Dynamik der gesamten Region zu steigern und weit darüber hinaus für Strahlkraft 

zu sorgen. Im Leitbild des Lausitzer Reviers wird die geografisch vorteilhafte Lage zur besseren Erreichbarkeit 
und Anschluss an die europäischen Metropolregionen in Mittel- und Osteuropa bereits beschrieben.13 

 

 

Vertrauen nicht verspielen 
 

Die Entscheidung viele Milliarden in den Neu- und Ausbau sowie in eine modernisierte Schieneninfrastruktur 

in den Revieren zu investieren, wird übereinstimmend als wichtig und richtungsweisend bewertet. Dieses Mo-

mentum darf nicht verspielt werden.  

Denn die Schieneninfrastrukturprojekte im Investitionsgesetz Kohleregionen sind in erster Linie Strukturför-

 
13 Vgl. Investitionsgesetz Kohleregionen. Anlage 1, Leitbild zum Lausitzer Revier. URL: https://t1p.de/o654s (zuletzt eingesehen: 15.07.2026).  

https://www.deutschebahn.com/resource/blob/12988582/1458ffcc60b35a0607053d605f700644/grafik-cottbus-goerlitz-data.pdf
https://t1p.de/o654s
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derung und sollten als solche mit anderen Maßstäben bemessen werden als der reiner verkehrspolitischer 

und üblicher volkswirtschaftlicher Nutzen-Kosten Rechnungen. Im Sinne proaktiver Strukturpolitik zähle die 
langfristige Transformationswirkung eines gut ausgebauten Schienennetzes für den Personen- und Güterver-

kehr. Im Vordergrund stehe zwar der praktische Nutzen, dennoch bleibt auch die (überregionale) Symbolkraft 

nicht zu unterschätzen, so Gäbler. 
Es zeichnet sich hingegen ab, dass viele der Schienenprojekte noch Jahre bis zur Inbetriebnahme benötigen. 

Genauso wie andere Infrastrukturmaßnahmen, stehen auch diese Schienenprojekte vor der Herausforde-

rung, dass es zu Kostensteigerungen, Verzögerungen in Planungs- und Genehmigungsverfahren und bei der 

Umsetzung kommt. Diese Faktoren provozieren Unsicherheiten.  

 

„Die Menschen vor Ort interessiert nicht, wann der Beginn einer Infrastrukturmaßnahme angekündigt wird, son-

dern wann der erste Zug fährt.“ – Dr. Stephan Meyer, Landrat Landkreis Görlitz. 
 

Wenn es gelingt die Menschen vor Ort transparent und offen über den Stand der Planungsprozesse zu infor-

mieren, Engpässe zu benennen und die Bevölkerung einzubinden, können Konflikte frühzeitig erkannt und 
Unsicherheiten reduziert werden. Die aktive Einbeziehung regionaler Multiplikator*innen deren Wort vor Ort 

Gewicht hat, kann ein weiteres wirkungsvolles Vorgehen sein, um Eskalationen und Frust der Bevölkerung 

einzudämmen, beschreibt Stefanie Gäbler.  

Werden die oftmals kleineren, aber lautstarken Gruppen erreicht und rechtzeitig in die Verfahren eingebun-
den, dann kann die Kommunikation direkt vor Ort die Wahrnehmung positiv beeinflussen. Versagt Kommu-

nikation oder bleibt sie aus, dann wächst das Unverständnis in den Regionen, wenn Verzögerungen zuneh-

men. Absolut fatal wäre es hingegen, wenn die Versprechen nicht gehalten werden, führt Gäbler aus. 
 

Stefan Körzell, stellvertretender DGB-Vorsitzender, verweist in der Debatte auch auf die „letzte Meile“, die in 

den Planungen nicht vergessen werde dürfe.  
In den überwiegend ländlichen Regionen auf gute und zuverlässige Konzepte zu setzen, die sich als echte 

Alternative erweisen und gut angebunden sind, trägt schließlich auch zum Gelingen der Verkehrswende bei.  

Wenn die 29 beschlossenen Schienenprojekte aus dem Investitionsgesetz Kohleregionen umgesetzt werden, 

dann stärkt jede einzelne Maßnahme das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit des Staates.  
Torsten Westphal, Beauftragter für Strukturstärkung Kohleregionen bei der Deutschen Bahn AG, hebt in dem 

Zusammenhang hervor, dass es sich lohnen kann, bei Planung und Umsetzung auch andere Verfahren zu tes-

ten. Der Neubau des ICE- Instandhaltungswerk in Cottbus habe dies erfolgreich bewiesen. Im sogenannten 
Allianzmodell konnte der erste Neubau des DB-Werks fristgerecht den Betrieb aufnehmen. Für ihn ist der Auf-

trag klar: Mobilität für die Menschen in den Revieren zu ermöglichen. 

 
Das Programm zur Online-Diskussion „Milliarden in Mobilität: Gelingt der Schienenausbau in den Revieren 

bis zum Kohleausstieg?“ (03. Juni 2026) ist auf der nächsten Seite nachzulesen. 

 

LINK zum Mitschnitt: https://t1p.de/vkae3  
 

 

 

https://www.db-training.de/blog/article/das-allianzmodell-als-erfolgsmodell
https://t1p.de/vkae3
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ab 14:00 Uhr Beginn der Online-Diskussion 

14:00 Uhr Begrüßung und Ablauf 
Nadine Lindner Moderation 

14:10 Uhr Bestandsaufnahme  
Eröffnungsimpuls   
Christian Hirte Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister für Verkehr,  
Mitglied des Deutschen Bundestages  

14:25 Uhr Zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
Statement 
Stefan Körzell stellvertretender Vorsitzender des Deutschen Gewerkschaftsbundes 

14:35 Uhr Versprechen und Verzögerungen: Wie gelingt der Anschluss für die Reviere? 
Paneldiskussion 
Dr. Stefanie Gäbler wissenschaftliche Referentin im Fachbereich Mobilität und Gesellschaft 
am Deutschen Zentrum für Schienenverkehrsforschung beim Eisenbahn-Bundesamt 

Dr. Stephan Meyer Landrat für den Landkreis Görlitz 

Matthias Pippert Gewerkschaftssekretär für Verkehrspolitik bei der Eisenbahn- und 

Verkehrsgewerkschaft (EVG)  

Torsten Westphal Beauftragter für Strukturstärkung Kohleregionen bei der Deutschen Bahn 

AG 

15:55 Uhr Zusammenfassung und Ausblick   
Nadine Lindner Moderation 

16:00 Uhr Ende der Online-Diskussion 

 
Moderation: Nadine Lindner Deutschlandradio (Hauptstadtstudio) 
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